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ly)mt der Wiener landesregierung 

MO-43Ö-l, 3 und 8/86 

Entwurf eines Bundesgesetzes. 

mit dem das Schauspielerge­

setz geändert wird; 

Stellungnahme 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Wien, 30. April 1986 

���_:����_:_1:_::������� 
Datum: - 7. MAI 1986 

Das Amt der Wiener Landesregierung beehrt sich. in der 

8eilage 25 Ausfertigungen seiner Stellungnahme zu dem 

im Betreff genannten Gesetzentwurf zu übermitteln . 

Für den Land samtsdirektor: 

Beilagen 

Obersenatsrat 
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Amt der Wiener Landesregierung 

MD-430-1. 3 und 8/86 

Entwurf eines Bundesgesetzes. 

mit dem das Schauspielerge­

setz geändert wird; 

Stellungnahme 

zu Zl. 30.507/52-V/1!86 

An das 

Bundesministerium für 

soziale Verwaltung 

Wien. 30. April 1986 

Auf das Schreiben vom 28. Jänner 1986 beehrt sich das Amt 

der Wiener Landesregierung. zu dem im Betreff genannten 

Gesetzentwurf die aus der Beilage ersichtliche Stellung­

nahme bekanntzugeben. 

Gleichzeitig werden 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 

dem Präsidium des Nationalrates übermittelt. 

Beilage 

AD' 1(5 � - �c - S';'; - 12JS16 - 2G 

Für den Lan esamtsdirektor: 

Dr. Peischl 

Obersenatsrat 
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Bei =;e zu 

;.; J - 3 J - 1, 3 und 8/86 

Stellungn�hme zum Entwurf eines Bundesqesetzes, mit dem 

das Schauspielergesetz geändert wird 

Das Amt der Wiener landesregierung verkennt keineswegs, daO 

berechtigte Wünsche hestehen, daO die Weiterentwicklung des 

Schauspielerreclltes und die AnpaRsung an die geHnderten wirt­

schaftlichen und gesellschDftlichen Verhältnisne, öuer Auch 

an die generelle Fortentwicklung des Arbeitsrechts im Schau­

spielergesetz entsprecl�enden Niederschlag finde.;'� Es dHrf 

aber auch nicht übersehen werden, daß sich schon bei Erlassung 

des Schauspielergesetzes im Jahre 1922 im Hinblick auf die 

ganz besonders gelagerten Dienstverhältnisse der hier in Be­

tracht kommenden Personengruppen mehr als sonst das dringende 

Bedürfnis nach einer Spezialregelung gezeigt hat. Hiebei ist 

jedoch vom kulturpolitischen Standpunkt darauf zu achten, dan 

ein möglichst reibungsloser, wirtschaftlich vertretbarer,elasti­

scher und produktiver Theaterbetrieb aufrecht erhalten werden 

kann. 

Eine bloße Anpassung des Schauspielergesetzes an das allge­

meine Arbeitsrecht vermag diesen Anforderungen nicht gerecht 

zu werden • .  Alzu starre aindung�n beeinträchtigen die sach­

lichen Erfordernisse künstlerischer Produktion, gefährden die 

Existenzfähigkeit bestehender Theaterbetriebe und verschlechtern 

die StDrtchancen neu auftretender Theaterunternehmer. Damit 

würden die gewünschte Vielfalt untergraben und auch die Be­

schäftigungsmöglichkeiten verringert werden. Viele nnch den 

Erläuterungen zum Gesetzentwurf zugunsten der Schauspieler 

gedachte Regelungen dürften sich mit deren Intentionen und 

wahren Interessen gar nicht decken. 

Dem Vernehmen nach, insbesondere aus Kontaktgesprächerl mit 

den Fachreferenten der länder, aber auch der Arbeitgeber -

und Arbeitnehmerseite haben diese IInteresse nvertretungen 
untereinander bisher zu keiner der im Entwurf vorgesehenen 

Neuregelungen einen Meinungsaustausch gepflogen und wären 

in der partnerschaftlichen Bewältigung ihrer Angelegenheiten 

b e ein t r H eh t i IJ t. Ein e P. ins e i t i �l e Ver � n rl e r II n c; U er b i s h r r 
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autonom dureIl Einzel- und Kollektivverträge geregelten Materie 

scheint flicht anQebracht, vielmehr sollten den B etroffenen ein­

gehende VorberDtungen ermöglicht werden. 

Aus den dargelegten Gründen bestehen gegen den vorliegenden 
Entwurf Bedenken grundsätzlicher Art. Es darf angeregt wer­
den, daß vorerst entsprechende Verhandlungen geführt werden. 

Dessenungeachtet sei zu einzelnen Bestimmungen folgendes 
bemerkt: 

Zu § 1 Abs. 1:' 

-.;-

r 

pie'Neuformul�erung im § 1 Abs. 1 schließt KUnstler, die BUhnen-

engage-ments aus persönlichen GrUnden nur ausnahmsweise annehmen, 
··
wie;:·z.S. Wel t-;- Fi"im':, Fernsehstars, pensionierte KUnstler, 

aber a�ch sporadisch mitwirkende Laien, vom Geltungsbereich 

dam�us, wenn sie monatlich an einer Bühne vertraglich und 

faktisch wenige� .. als (�erzeit)· 3A Stunden und 24 Minuten 

�rbeiten. Für diese Personen gilt das Vertragsrecht nach 

ABGB .• Im Ubrigen wUrde eine (sogar vertragswidrige, aber 

faktische) Oberzeit um wenige Minuten (fUr diese eine Mon�t?) 

��s Dienstverhältnis dem Schauspielergesetz zuordnen, was 

!ohl·.nicht praktik�bel sein kann. Gaststars, die ein kurzes. 
aber intensive� Gastspiel geben, unterl5gen aber im Gegen­

satz zur bisherigen Rechtslage dem Gesetz. Diese unterschied­

liche Behandlung erscheint sachlich nicht gerechtfertigt. 

Zu§ 1 Abs. 3: 

Der neueingefUhrte Begriff�unstfac� in Abs. 3 ist historisch, 

in der Praxis Uberholt und würde den KUnstler unbeabsichtigt 

e inengen und in seiner Entwicklung behindern. 

Zu § 11 Abs. 1: 

Der leichteren Lesbarkeit halber könnte die aus der Ur­

fa$sung des Angestelltengesetzes übernommene Regelung wört­

lich angeführt werden. Der zweite Sntz sollte �nders formu-

1 i e r t wer cl e n, den n e s sol 1 0 f fe n U �H n j C h t d ,,!,; dur c h L pi!, t LJ 11 (! 
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erworbene Spielgeld entfallen, sondern nur eine darüberhinaus ­

gehende Fortzahlung bei Dienstv erhinderung . 

Zu § 2': 

An die Thea te r betrie be mit j a hrelang laufendem Ensuiteprogramm 

wurde im § 21 Abs. 2 nicht gedacht. Diese sind, für die en­

gagierten Künstler vorhersehbar und e i nsehb ar, nicht in der 

lage,. wnhrend der lnufzei t einer erfolgreichen Produktion 

jährlichjzwei Rollen, davon eine Premiere, anzubieten. 

Das traditionelle Recht auf Beschäftigung und seine recht­

lichen Sanktionen sind unbestritten. Doch scheint die im 

§ 2' Abs. 3 vorgesehene, gerichtliche Erzwingbarkeit der 

Beschäftigung übe� den Kopf des künstlerisch verantwort­

lichen Theaterleiters hinweg mit dem Verfassungsartikel 

'7a StGG über die Freiheit der Kunst im Widerspruch zu stehen. 

Zu § 22: 

Die- Erweiterung der Weigerungsgründe um die "Reli«Jiositnt" 

in Abs. 1 Z.' erscheint problem:1ti och, weil die Übernahme 

einer Rolle,die off erst nachtr�glich in der Kritik pole­

misiert wird, dann dem Schauspieler angelastet werden könnte. 

Der bisherige Weigerungsgrund der "Unsittlichkeit" müßte aus­

reichen • . . 

Zu §§ 29 und 30: 

Der Entwurf verkennt das Wesen des Theaterdienst�ertrages und 

seine durch die Eigenart künstleri�cher Produktionen geprägte 

Wan d elbarkeit . Für die/g��achsenen und fundierten Praxis 

zuwiderlaufende Betonung des unbefristeten Dienstverhältnisses 

fehlt jegliche Erklärung in den Erläuterungen. 

Sachfremd und für die künstlerische Beweglichkeit und leistungs­

(ähigkei� sch�dlich wäre die Einführung des § 30 Abs. 4. In 

den Erläuterungen wird den Theaterunternehmen unterstellt, 

�aß sie versuchten, Schutzbestimmungen für unbefristete Ar-
- -

beitsverhältnisse zu umgehen, sich aber dennoch durch Ver­

l��gerungen von Zeitverträgen die Arbeitskraft des Schau­

spielers zu sichern. Die Motivation für die Praxis der Zeit­

verträ«Je ist aber eine dominant künstlerische, allerdings 

\' C' r ein e m \'/ i r t sc h a f t 1 i ch e n Hin t (' r r] run ci • 
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Denn primäres Ziel des Theaters ist ,das Erreichen von künstle­

rischen Spitzenleistungen zur Freude des Publikums, nicht die 

Beschä ftigung von Arbeitnehmern aus sozialen Rücksichten 

unter Mißachtung des Publikums und damit der Wirtschaftlich­

keit. 

Die zwingende Überleitung schon nach zwei unmittElbar auf­

ei�ander folgenden Zeitverträgen in ein nur mehr l angfristig 

kündbares , unbefristetes Dienstverhältnis (§ 30 Abs. 4), 

würde vorsichtig disponierende Theaterdirektoren zwingen, 

Engagements von schwächeren Kräften nicht zu verlängern, 

sodnß die Schausp ieler jeweils Intervalle mit Arbeitslosig­

keit in Kauf nehmen mOßten und ein kontinuierlicher Aufbau 

von Anfängern überhaupt unterhunden würde. Zudem wiiren die 

Prozeßrisken im Hinblick auf den Schlußsatz des § 30 Abs. 4 

�eder rür die _Theat�runternehmen noch die Schauspieler trag­

bar, da während der Prozeßdauer der Schauspieler mehrere 

Spielzeiten hindurch weder am bisherigen Haus beschäftigt 

würoe� noch selbst andere Engagements annehmen dürfte. Ob 

Schauspieler in einem öffentlic h e n ZjvilprozerJ ihre QUAlilälen 

durch SachverständIgengutachten verbrief t erhalten wollten, 

sei außderdem dahingestellt. 

Zusammenfassend ist festzuhalten , daß das reibungslos funk­

tioniereride System der Zeitverträge ein Wesenselement der 

Theaterszene ist. 
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